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4. Andere beteiligte Fachämter gaben keine Anregungen bzw. 

hatten keine Bedenken gegen die genannten 

Planungsmaßnahmen.  

 

 

3 Landesbetrieb Straßenbau 

NRW, 

Gelsenkirchen 

09.03.2011 14.04.2011 1. Erläuterung: Maßgebliche Regelungen für den Lärmschutz 

beim Neubau und der wesentlichen Änderung von Straßen 

sowie für den Lärmschutz an bestehenden Straßen: 

a) An bestehenden Straßen richtet sich der Lärmschutz nach 

bundeseinheitlichen festgelegten Kriterien (nach VLärmSchRL-

97 und RLS-90). Art der zu schützenden Gebiete und Anlagen 

ergibt sich aus den Festsetzungen der Bebauungspläne. 

b) Beim Bau oder wesentlichen Änderungen der Straßen 

gelten die Regelungen des BImSchG und der 24. BImSchV.  

c) Die lärmtechnischen Berechnungen erfolgen nach der VBUS. 

d) Grundlagen der aufzustellenden Lärmaktionspläne bilden 

die Regelungen des §§ 47 a-f BImSchG. 

 

2. Erläuterung: Ein direkter Vergleich der nach VBUS und RLS-

90 berechneten Pegelwerte ist nicht möglich. Daher ist die 

Bewertung der Ergebnisse nur von der jeweiligen Gemeinde 

durchführbar. Der Landesbetrieb Straßenbau NRW kann 

„lediglich“ eine Überprüfung der Lärmsituation nach der RLS-

90 durchführen. 

 

3. Kapitel 7.2.1 + 7.2.2 (Maßnahmen im Bereich der A 46 und 

der B 228): 

a) Die vorgeschlagenen Maßnahmen werden zur Kenntnis 

genommen. Jedoch kann derzeit leider kein Einvernehmen mit 

dem Landesbetrieb Straßenbau NRW im Bezug auf diese 

Maßnahmen vorausgesetzt werden. Im Rahmen der 

zukünftigen Umstufung der B 228 zur Landstraße ist eine 

Sanierung der Deckschicht geplant, es kann aber über die zu 

verwendende Deckschicht noch keine Aussage getroffen 

werden.  

 

b) Für die A 46 im Stadtgebiet Haan wurde eine 

lärmtechnische Untersuchung nach Kriterien der 

Lärmsanierung durchgeführt. Ergebnis war, dass an 

1. Die Erläuterungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

2. Die Erläuterungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

3. Die Erläuterungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

3a. Zur Kenntnis genommen. Es wird empfohlen, dass bei der zu 

wählenden Deckschichtart für die Sanierung, lärmarmer 

Asphalt verwendet wird.  

 

3b. Diese Aussage soll sinngemäß in die weitere Planung 

aufgenommen werden. Zudem sollten die betroffenen 

Anwohner darüber informiert werden. Da nur eine geringe 

Anzahl von Personen betroffen ist, sei eine Optimierung der 

Schallschutzeinrichtungen beidseitig der A 46 nach Aussage 

des LBS NRW wirtschaftlich nicht sinnvoll. Um hier ein 

Einvernehmen zu erreichen wird der Punkt 7.2.1 „Optimierung 

der Schallschutzeinrichtungen beidseitig der A 46“ deshalb in 

der Lärmaktionsplanung der 1. Stufe nicht weiter verfolgt. Der 

Anregung wird stattgegeben. 

 

4. Zur Kenntnis genommen. 

 

5. Der LOA 5D wird bereits seit einiger Zeit in Düsseldorf und 

anderen Städte innerhalb der Stadtgebiete erfolgreich 

eingesetzt. In zahlreichen Veröffentlichungen wird hierauf 

hingewiesen. Es wird vorgeschlagen, den LOA 5D trotzdem als 

Maßnahme in der Lärmaktionsplanung weiterverfolgt werden 

soll. Es soll angeregt werden, dass wenn der LOA 5D in die RLS-

90 aufgenommen wird, dieser auch in Haan verwendet 

werden soll. 
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vereinzelten Gebäuden die Auslösewerte der Lärmsanierung 

überschritten werden. Aktive Lärmschutzmaßnahmen 

kommen aufgrund der vereinzelten Betroffenheit aus 

wirtschaftlichen Gründen nicht in Frage.  

Die Betroffenen können einen formlosen Antrag auf 

Überprüfung (auf Gewährung einer Bezuschussung von 

passivem Lärmschutz) im Rahmen der Lärmsanierung an den 

Landesbetrieb Straßenbau NRW stellen. Für Eigentümer von 

Wohnhäusern an der B 228 kann der Antrag an die 

Regionalniederlassung Niederrhein gestellt werden. 

 

4. Grundsätzlich ist anzumerken, dass in Bezug auf 

straßenverkehrsrechtliche Anordnungen darauf zu achten ist, 

dass Bundesfern- und Landesstraßen infolge ihrer Widmung 

bestimmte Forderungen zu erfüllen haben. 

a) Denen stehen oftmals Beschränkungen des Verkehrs durch 

verkehrsrechtliche Anordnungen (insbesondere 

Verkehrsverbote und Geschwindigkeitsbeschränkungen) 

entgegen. 

b) Zudem kann durch Beschränkungen des Verkehrs eine 

Verlagerung stattfinden, die eine Mehrbelastung an anderen 

Stellen hervorruft. 

c) Für straßenverkehrsrechtliche Anordnungen sind die 

jeweiligen Straßenverkehrsbehörden zuständig. 

 

5. Der LOA 5D wurde bereits vereinzelt im Rahmen von 

Erprobungsstrecken eingebaut. 

a) Die Lärmschutzwirkung ist in den für Bundesfernstraßen 

maßgeblichen Richtlinien (RLS-90) nicht festgelegt. 

b) Somit besteht nicht die Möglichkeit LOA 5D als aktiven 

Lärmschutz im Rahmen der Lärmsanierung bzw. der 

Lärmvorsorge einzusetzen. 

 

4 LVR-Amt für 

Bodendenkmalpflege im 

Rheinland, Bonn 

09.03.2011 18.03.2011 1. Zum jetzigen Zeitpunkt bestehen keine Bedenken gegen die 

beabsichtigte Planung.  

 

2. Sollten zu einem späteren Zeitpunkt konkrete Maßnahmen 

vorgesehen werden, die mit Erdeingriffen verbunden sind, 

sollte eine erneute Beteiligung erfolgen. 

1.    Zur Kenntnis genommen. 

 

2.    Maßnahmen, die im Zusammenhang mit dem LAP stehen, 

werden im üblichen Verfahren abgehandelt.  
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5 Industrie- und Handelskammer 

in Düsseldorf 

09.03.2011 01.04.2011 1. Die Optimierung von Schallschutzeinrichtungen beidseitig 

der A 46 wird von der IHK Düsseldorf unterstützt. 

 

2. Die Geschwindigkeitsbegrenzung auf der A 46 nachts auf 

100 km/h zu senken, lehnt die IHK Düsseldorf ab. Im 

Stadtgebiet von Haan ist die maximale Geschwindigkeit bereits 

auf 120 km/h festgelegt. Eine weitere kleinräumige 

Geschwindigkeitsreduzierung würde durch notwendige 

Bremsvorgänge zu Störungen im Verkehrsfluss führen. 

 

3. Die IHK Düsseldorf empfiehlt, keine Straßen freiwillig formal 

in den Lärmaktionsplan aufzunehmen und lehnt daher die 

Vorschläge aus dem Planvorentwurf ab, bezüglich der 

Maßnahmen entlang der B 228. 

 

4. Sollte perspektivisch geprüft werden, ob durch ein Lkw-

Routenkonzept die Lärmbelästigung entlang der B 228 

reduziert werden kann, bietet sich die IHK Düsseldorf als 

Diskussionspartner für die Erstellung an. 

 

5. Der Einsatz einer lärmoptimierenden Asphaltdeckschicht bei 

anstehenden Sanierungsmaßnahmen auf der B 228 wird als 

unkritisch und geeignet angesehen. 

 

6. Die genannten Maßnahmen im Bereich der 

Schienenstrecken (Einrichtung von Schallschutzwänden und 

„Besonders überwachte Gleise“) werden unterstützt. 

 

7. Die IHK Düsseldorf unterstützt die in Kapitel 7.3 genannten 

weiteren und langfristigen Maßnahmen (Stärkung des ÖPNV, 

Erhöhung des Radfahreranteils und Berücksichtigung von 

Lärmaspekten in der Planung) zur Lärmminderung, sofern bei 

der Umsetzung nicht andere Verkehrsträger (insbesondere der 

MIV) diskriminiert werden. Dazu steht die IHK gerne als 

externer Ansprechpartner zur Verfügung. 

 

1. Zur Kenntnis genommen. 

 

2. Es besteht ein Potential zur Lärmreduzierung von 1 -2 dB(A) 

bei einer Absenkung der Geschwindigkeit von 120 Km/h auf 

100 Km/h. Nach §45 Abs. 1 StVO besteht die Möglichkeit der 

Reduzierung der Geschwindigkeit zum Schutz der Bevölkerung 

vor Lärm und Abgasen. Des Weiteren sinken bei einer 

Reduzierung der Geschwindigkeit sowohl Unfallzahlen als auch 

der CO2  Ausstoß. Des Weiteren wird der Verkehrsfluss erhöht. 

Es wird demnach empfohlen, die Maßnahme im Laufe der 

Lärmaktionsplanung weiter zu verfolgen. 

 

3. Die B228 wurde mit in die Planung aufgenommen, da die 

Richtwerte annähernd erreicht bzw. teilweise überschritten 

wurden. Zudem ist sich die Stadtverwaltung Haan der 

Lärmproblematik, ausgehend von der B228, bewusst und 

möchte das Problem zügig angehen.  

 

4. Zur Kenntnis genommen. 

 

5. Zur Kenntnis genommen. 

 

6. Zur Kenntnis genommen. 

 

7. Zur Kenntnis genommen. 

 

 

6 Handwerkskammer Düsseldorf 09.03.2011 13.04.2011 1. Grundsätzlich werden die Ziele zur Reduzierung der 

Belastungen der an den Hauptverkehrsachsen wohnenden 

und arbeitenden Bevölkerung begrüßt. Allerdings müssen die 

1. Die Standortbelange werden im laufenden Verfahren 

berücksichtigt. 

2. Die gute Erreichbarkeit bleibt auch weiterhin gewährleistet. 
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vorgeschlagenen Maßnahmen zur Umsetzung dieser Ziele 

sowohl der Standortbelange der betroffenen Betriebe als auch 

die Belange der notwendigen innerstädtischen 

Wirtschaftsverkehre im Ganzen) berücksichtigt werden. 

 

2. Die gute Erreichbarkeit der an den innerstädtischen 

Hauptstraßen liegenden Handwerksbetriebe muss 

gewährleistet bleiben. 

 

3. Aus Sicht der Handwerkskammer sind besonders die 

Maßnahmen an und auf der B 228 von Gewicht. Bezüglich 

dieser Verkehrsstraße wird die durch das LBS NRW 

durchgeführte Umrüstung der Ampelanlagen und die damit 

erzielte Optimierung des Verkehrsflusses, als überaus positiv 

bewertet. 

 

4. Die Auffassung, wonach die Bundesstraße die wichtigste 

Erschließungsstraße und Umleitungsmaßnahmen für den 

Durchgangsverkehr nur schwer zu realisieren sind, wird geteilt. 

a) Gleiches gilt für die Reduzierung der Geschwindigkeit über 

die gesamte Strecke auf 30 km/h. 

 

5. Der Vorschlag, im gesamten Bereich der B228 eine 

lärmoptimierte Asphaltdecke einzubauen wird begrüßt. Dabei 

wird erwartet, dass die Maßnahme bei notwendigen 

Sanierungsarbeiten konsequent durchgesetzt wird. 

 

6. Hinsichtlich einer Geschwindigkeitsreduzierung zur 

Nachtzeit, wird erwartet, dass die besonderen Abschnitte für 

den Autofahrer deutlich erkennbar sind, sodass er 

entsprechend reagieren kann. 

 

7. Bei den Durchgangsverkehren für LKW wird die im 

Verkehrsentwicklungsplan vorgeschlagene Maßnahme zur 

Änderung der Verkehrslenkung begrüßt. Es wird allerdings 

betont, dass es sich dabei nicht um eine Maßnahme gegen 

notwendige Ziel- und Quellverkehre im Stadtgebiet handeln 

kann. 

 

 

3. Zur Kenntnis genommen. 

 

4. Zur Kenntnis genommen. 

 

5. Zur Kenntnis genommen. 

 

6. Die Geschwindigkeitsreduzierung in der Nachtzeit von 50 auf 

30 km/h wird als umzusetzende Maßnahme bei der 

Lärmaktionsplanung nicht mehr weiterverfolgt (vgl. Lfd. Nr.8). 

 

7. Die Maßnahmen sollen lediglich für den Durchgangsverkehr 

gelten. Ziel- und Quellverkehre sind hierbei nicht betroffen. 
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7 DB Service Immobilien GmbH, 

Köln 

09.03.2011 04.04.2011 1. Erläuterung: Das wesentliche Instrument der DB AG ist das 

Lärmsanierungsprogramm an bestehenden Eisenbahnstrecken 

des Bundes. Die Umsetzung der Maßnahmen richtet sich nach 

den Bestimmungen, im Wesentlichen nach der dem Programm 

zugehörigen Förderrichtlinie, in der Grenzwerte und Kosten-

Nutzen-Aspekte für die Lärmsanierungsmaßnahmen festgelegt 

sind. 

 

2. Erläuterung: Die Ortsbezogene Planung erfolgt auf 

Grundlage einer schalltechnischen Untersuchung. Die daraus 

abzuleitenden Lärmschutzmaßnahmen werden durch den 

beauftragten DB Projektbau in Erörterung mit der jeweiligen 

Stadt/Gemeinde durchgeführt. 

Dabei lässt die Förderrichtlinie ausdrücklich eine Beteiligung 

der Gemeinden für über die nach der Förderrichtlinie 

hinausgehende Lärmschutzmaßnahmen zu, sofern diese 

planrechtlich noch nicht abgeschlossen sind, bzw. noch nicht 

durchgeführt wurden. 

 

3. Erläuterung: Planungen zur Lärmminderung erfolgen auf 

Basis der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV). Diese 

regelt die Anwendung des sogenannten „Schienenbonusses“ 

(Korrektur um – 5 dB (A) zur Berücksichtigung der geringen 

Störwirkungen des Schienenverkehrs gegenüber des 

Straßenverkehrs). Die Lärmkarten des Eisenbahn-

Bundesamtes enthalten diesen Schienenbonus nicht und 

zeigen um 5 dB (A) erhöhte Emissionen an. 

 

4. Erläuterung: Ein weiterer Baustein zur Lärmreduzierung ist 

die Umrüstung der Güterwagen auf die Verbundstoff-

Klotzbremse. Diese verhindern das Aufrauen der Räder beim 

Bremsvorgang und führt zu einer um 10 dB (A) geringeren 

Lärmabstrahlung bei jeder Vorbeifahrt. Für 2020 wird ein 

Einsatzgrad der V-Sohle von über 85% (Reduzierung des 

Mittelschallpegels von 5 dB (A)) im Güterkehr erwartet. 

 

5. Erläuterung: Seit 2005 werden Güterwagen ausschließlich 

Generell zur Kenntnis genommen. 
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mit Verbundstoffbremsen des Typs „K“ ausgestattet, bei 

Umrüstungen ist eine Anpassung der Bremsanlage notwendig 

(verursacht hohe Kosten).  

 

6. Erläuterung: Zukünftig soll die „LL“-Sohle zum Einsatz 

kommen, allerdings wird diese derzeit noch erprobt um eine 

endgültige Zulassung beschleunigen zu können. Die DB Netz 

AG beabsichtigt eine Umrüstung der Güterwagen durch ein 

laufabhängiges Trassenpreis-Bonussystem als Anreiz zur 

Wagenumrüstung zu unterstützen. 

 

7. Erläuterung: Im Rahmen des Konjunkturprogramms II 

„Erprobung innovativer Maßnahmen am Fahrweg“ werden 

Maßnahmen derzeit erprobt (niedrige Schallschutzwände, 

Präventive Behandlung der Schienenoberfläche durch neue 

Schienenbearbeitungsverfahren, Schienenstegdämpfer, 

Unterschottermatten und besohlte Schwellen, 

Brückenabsorber). 

Dabei gilt es die betriebliche Eignung dieser Technologien 

„unter dem rollenden Rad“ festzustellen und die jeweilige 

immissionsmindernde Wirkung messtechnisch nachzuweisen. 

Der Einsatz erfolgt erst, wenn belastbare Ergebnisse vorliegen, 

die vom Eisenbahn-Bundesamt anerkannt werden. 

 

8. Erläuterung: Die Anwendung des „Besonders überwachten 

Gleises“ (BÜG) ist eine aktive Lärmschutzmaßnahme und 

kommt i. d. R. bei der Lärmvorsorge (Neu-/Ausbauvorhaben) 

zur Anwendung. In diesem Sinne soll auf die von der DB Netz 

AG praktizierten Maßnahme zur Instandhaltung des 

Fahrweges verwiesen werden, wobei auch der Zustand der 

Schienenfahrfläche mehrmals jährlich kontrolliert und nötige 

Instandhaltungsmaßnahmen durchgeführt werden. 

Sinngemäß gilt dies auch für Fahrzeuge. Insgesamt werden 

dadurch die zustandsbedingten Emissionen begrenzt. 

 

9. Erläuterung: Auch bei der Flächennutzungs- und 

Bauleitplanung sind die Kommunen gefordert, den 

Möglichkeiten des vorbeugenden Lärmschutzes Rechnung zu 

tragen. 



8 

Lfd. 

Nr. 

Stellenbezeichnung beteiligt am Eingang der 

Antwort 

Inhalt Anmerkung 

8 Rheinbahn Düsseldorf 09.03.2011 15.04.2011 1 Die Auswirkungen des Lärmaktionsplanes auf das Liniennetz 

wurden geprüft. Dabei wird darauf hingewiesen, dass die 

Einrichtung von Tempo 30 km/h von der Rheinbahn nicht 

mitgetragen wird, da es dem grundsätzlichen Ziel der Stärkung 

des ÖPNV widerspricht.  

In den vorgeschlagenen Abschnitten verkehren 5 Busse auch 

zwischen 22.00 Uhr – 6. Uhr. Durch längere Fahrzeiten 

entstehen Mehrkosten wegen zusätzlicher Kurse und 

Anschlüsse können ggf. nicht mehr erreicht werden.  

 

2. Hinweis: Eine Ausweitung des ÖPNV-Angebotes wird 

begrüßt und es wird davon ausgegangen, dass Anregungen an 

den Kreis Mettmann weitergegeben werden und dort im 

Rahmen des Nahverkehrsplanes behandelt wird. 

 

1. Der Vorschlag einer Geschwindigkeitsreduzierung  in 2 

Teilbereichen auf einer Länge von insgesamt rund 1.500m 

sollte in erster Linie dazu dienen, den MIV Verkehr zu 

verlangsamen. Es ist davon auszugehen, dass der ÖPNV nur 

gering betroffen sein würde. Zudem könnte durch die 

Reduzierung die Verkehrssicherheit erhöht werden. Die 

Einwände der Rheinbahn wurden bei der Prüfung 

berücksichtigt. Der Anregung wurde stattgegeben. Die 

Ausführungen des LAP wurden dahingehend ergänzt. Die 

Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h in Teilbereichen 

wird in der Lärmaktionsplanung nicht weiterverfolgt. 

 

2. Zur Kenntnis genommen. 

 

 

9 Evangelische Kirchengemeinde 

Haan 

09.03.2011 22.03.2011 1. Die Evangelische Kirchengemeinde Haan unterstützt die 

Schaffung erforderlicher Lärmschutzmaßnahmen entlang der 

A 46, der B 228 und der Bahnlinie Köln- Wuppertal. 

 

2. Weitere Untersuchungen und die Durchführung 

entsprechender Schutzmaßnahmen werden für erforderlich 

gehalten. 

 

1. Zur Kenntnis genommen. 

 

2. Zur Kenntnis genommen. 

 

 

10 Stadt Solingen 09.03.2011 04.04.2011 1. Hinweis: Insbesondere im Bereich des Schienenverkehrs 

fällt auf, dass vergleichbare Problemlagen bei der Stadt Haan 

und der Stadt Solingen zu attestieren sind, was den Verlauf der 

Bahnlinie Köln-Wuppertal ergibt. 

 

2. Besonderes Interesse weckt außerdem, wie die Machbarkeit 

von Lärmminderungsmaßnahmen unter Berücksichtigung der 

Inhalte des Verkehrsentwicklungsplans der Stadt Haan 

einzuschätzen sein wird. Von Wirkungen auf die Stadt Solingen 

wird nicht ausgegangen. 

 

3. Da die Belange der Stadt Solingen durch die Inhalte des 

vorliegenden Entwurfes des Lärmaktionsplans der Stadt Haan 

nicht berührt werden, werden keine Bedenken oder 

Anregungen vorgebracht. 

 

1. Zur Kenntnis genommen. 

 

2. Zur Kenntnis genommen. 

 

3. Zur Kenntnis genommen. 
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11 Stadt Erkrath 09.03.2011 24.04.2011 1. Die Stadt Erkrath hat keine Anregungen oder Bedenken zum 

Lärmaktionsplan, Stufe 1. 

 

1. Zur Kenntnis genommen. 

 

12 Landesbüro der 

Naturschutzverbände  

09.03.2011 29.03.2011 1. Der Straßenzug Flurstraße/Diekerstraße wurde nicht 

betrachtet, obwohl auch dort große Verkehrsströme und in 

Teilbereichen dichte Bebauung vorliegen. Die Lärmsituation 

sollte dort punktuell und nicht in Gänze betrachtet werden. 

 

M1: Generelle Vorschläge für die möglichen 

Maßnahmenvorschläge entlang der B 228, für die 

Problembereiche Haan: 

a) Mit dem Herabsetzen der Geschwindigkeit auf Tempo 30 

km/h wird eine Pegelminderung von 1,5 – 2,5 dB (A) erreicht. 

Dieser Effekt kann verstärkt werden, wenn sich durch die 

Verlangsamung eine Verstetigung des Verkehrs ergibt.  

b) Die Straßenverkehrsbehörde kann ganztägig Tempo 30 

km/h anordnen, wenn dies dem „Schutz der Bevölkerung vor 

Lärm“ dient. Eine solche Maßnahme ist oft besonders wirksam 

an Hauptverkehrsstraßen an denen hohe Immissionspegel und 

Einwohnerdichten aufeinander treffen. 

c) Der Mittelungspegel und die lästigen Spitzenpegel, durch 

Kraftfahrzeuge mit überhöhter Geschwindigkeit, sinken durch 

diese Maßnahme.  

d) Außerdem werden die Schadstoff- bzw. CO²-Emissionen und 

die Unfallhäufigkeit verringert. 

e) Eine Absenkung an der B 228 würde allerdings die 

Aufnahmefähigkeit verringern und im Busverkehr käme es zu 

Fahrzeitverlängerungen.  

f) Diese Maßnahme ist auch als zeitlich begrenztes Tempolimit 

denkbar. 

 

M2: Absenkung der Geschwindigkeitsbeschränkung auf der B 

228 auf 30 km/h in Teilbereichen zwischen der Straße 

Buschhöfen und Jägerstraße sowie Turn- und Nordstraße. 

a) Durch eine Reduzierung in den genannten Abschnitten kann 

die Lärmemission gesenkt werden, da sich dort sog. Hot Spots 

befinden. Allerdings würde es zu den in M1 aufgeführten 

Problemen kommen. 

 

1. Die Flurstraße/Diekerstraße fällt nicht in den 

Betrachtungsbereich der 1. Stufe der Lärmaktionsplanung 

nach § 47c, sondern wird wahrscheinlich in Stufe 2 behandelt. 

Zudem hat die Lärmaktionsplanung der 1. Stufe nicht die 

Aufgabe punktuelle Lärmsituationen zu betrachten, sondern 

einen Überblick über die Situation der unter die Stufe 1 

fallenden Hauptverkehrsstraßen im Stadtgebiet zu geben.  

 

M1+M2: Eine zeitlich beschränkte Einrichtung von Tempo 30 

(nachts) soll in der Lärmaktionsplanung nicht weiter verfolgt 

werden.  

 

M3: Die verstärkte Überwachung von 

Geschwindigkeitsbeschränkungen wurde als generelle 

Maßnahme genannt. Diese Maßnahme wurde nicht in die 

geplanten Maßnahmen aufgenommen. Um eine anhaltende 

Wirkung zu erzielen, sind ständige Kontrollen notwendig.  

Dies ist nur mit einem hohen Personal und Kostenaufwand 

verbunden.  

 

M4: Eine Reduzierung des Straßenquerschnitts ist mit hohen 

Kosten verbunden und demnach wirtschaftlich nur sehr 

schwer realisierbar.  

 

M5: Ein Nachtfahrverbot für LKW ist eine denkbare 

Maßnahme und könnte in der 2. Stufe behandelt werden, 

wenn deutlich mehr Straßen betrachtet werden müssen. Hier 

können die Verlagerungseffekte besser abgeschätzt werden.  

 

M6: Siehe M5. 

 

M7: Der LOA 5D wird bereits in vielen Städten erfolgreich zur 

Lärmminderung eingesetzt. Daher wird der LOA 5D als 

Maßnahme zur Lärmminderung auf der B 228 in der 

Lärmaktionsplanung weiterverfolgt. 
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M3: Verstärkte Überwachung der 

Geschwindigkeitsbeschränkungen durch 

Geschwindigkeitsmessungen ist nötig. 

 

M4: Eine Reduzierung des Straßenquerschnittes (B 228) ist mit 

folgenden Ergänzungen denkbar: 

a) Errichtung bzw. Ergänzung eines Radweges in beiden 

Richtungen (Radangebotsstreifen oder Radweg). 

b) Mittelstreifen zur Verbesserung der Querung der Straße. 

 

M5: Nachtfahrverbot für den Schwerlastverkehr ab 

Hochdahler Straße (von Hilden kommend) und ab Nordstraße 

(von der A 46 kommend). 

 

M6: Durchfahrtsverbot für den Schwerlastverkehr auf der B 

228 für den Schwerlastdurchgangsverkehr ab Hochdahler 

Straße und ab Nordstraße. 

a) Bei Nachtfahrt- bzw. Durchfahrtsverboten für bestimmte 

Abschnitte kann es zu Verlagerungseffekten kommen, bzw. 

einer Mehrbelastung auf den Umleitungsstrecken (Hochdahler 

Straße, Flurstraße, Dieker Straße, Feldstraße und Nordstraße). 

 

M7: Einsatz von lärmoptimiertem Asphalt (LOA): 

a) Führt zu einer Lärmminderung von etwa 4 dB (A) (bei Lkw 

Reifen nur rund 1 dB (A)). 

b) Geschwindigkeit mindestens 50 km/h. 

c) LOA wird in Düsseldorf bereits erfolgreich innerstädtisch 

eingesetzt. 

 

M8: Die Verstetigung des Verkehrsablaufes durch Anpassung 

der Grünen Welle der B 228 auf die 

Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h, soll die 

Maßnahme M1 unterstützten. 

 

M9: Verstetigung des Verkehrsablaufes durch Anpassung der 

Grünen Welle auf der B 228 auf die 

Geschwindigkeitsbeschränkung auf 50 km/h. 

a) Unterstützt M7. 

b) Es wurden bereits 10 Ampelanlagen vom Landesbetrieb 

M8: Zur Kenntnis genommen. 

 

M9: Zur Kenntnis genommen. 

 

M10: Eine Umleitung des Durchgangsverkehrs könnte 

Verlagerungseffekte nach sich ziehen. Die Möglichkeit einer 

Umleitung des Durchgangsverkehrs sollte in der 2. Stufe 

überprüft werden. 

 

M11: Schallschutzfenster sollten als „Ultima Ratio“ dienen. Der 

Einbau von Schallschutzfenstern ist mit hohen Kosten und 

Einschränkungen der Bewohner verbunden und wird daher als 

letzte mögliche Maßnahme angesehen.  

 

M12: Zur Kenntnis genommen. 

 

2. Generelle Vorschläge. Siehe Stellungnahme LBS NRW. 
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Lfd. 

Nr. 

Stellenbezeichnung beteiligt am Eingang der 

Antwort 

Inhalt Anmerkung 

NRW umgerüstet um eine Optimierung des Verkehrsflusses zu 

erreichen. 

 

M10: Umleitung des Durchgangsverkehrs über die Hochdahler 

Straße bzw. Nordstraße. 

 

M11 Schallschutzfensterprogramm für betroffene 

Wohnungen. 

 

M12: Stärkung des ÖPNV und Steigerung des 

Radverkehranteils durch Nutzung vorhandener Potentiale und 

Ausbau des Angebots. 

a) Optimierung des Buslinienangebots (z.B. Anbindung des 

Gewerbegebiets „Haan Ost“ und lückenhaften 

Einzugsbereichen) und Erhöhung des Radfahreranteils. 

 

2. Generelle Vorschläge für die A 46 (Maßnahmen sind 

begrenzt): 

a) In Frage kommen offenporiger Asphalt (OPA, zweifach 

offenporig), die Optimierung der Schallschutzeinrichtungen, 

ein zeitlich begrenztes Tempolimit und Schallschutzfenster für 

betroffene Wohnungen. 

13 Kreisverwaltung Mettmann  25.10.2011 27.10.2011 1. Hinweis: Der Lärmaktionsplan der Stadt Haan gründet sich 

auf §47d Abs. 1 des BImSchG. Das BImSchG stellt keine 

selbstständige Rechtsgrundlage zur Anordnung bestimmter 

Maßnahmen dar sondern verweist auf spezialgesetzliche 

Eingriffsgrundlagen. Zu beachten sind: die „Richtlinien für 

straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen zum Schutz der 

Bevölkerung vor Lärm“ (Lärmschutzrichtlinien StV).  

 

2. Die B 228 gehört zudem im fraglichen Abschnitt als 

Hauptverkehrsstraße zum Tempo 50km/h 

Vorfahrtsstraßennetz / Grundnetz der Stadt Haan. Sie hat bei 

der Bündelung des weiträumigen und innerörtlichen Verkehrs 

mit gleichzeitiger Entlastung der Wohngebiete eine besondere 

Verkehrsfunktion, die auch durch den auf der B 228 

verlaufenden öffentlichen Personennahverkehr bestätigt wird. 

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Kernaussagen sehe 

ich daher insbesondere die im Lärmaktionsplan der Stadt Haan 

1. Zur Kenntnis genommen. 

 

2. Der Anregung wird stattgegeben. Die 

Geschwindigkeitsreduzierung in den Nachtzeiten auf 30 km/h 

wird in der Lärmaktionsplanung nicht weiter verfolgt. 
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Stellenbezeichnung beteiligt am Eingang der 
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Inhalt Anmerkung 

für die B 228 vorgesehene (teilweise) 

Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h kritisch. 

 






















































